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Die Regierungen haben sie 
erkannt, die Gunst der Stunde

Anti-westliche Ressentiments und neue 
gesellschaftliche Spannungen in Südostasien

von Claudia Derichs

Im Fahrwasser der Diskussionen um die Auswirkungen der Anschläge vom 

11. September 2001 in New York und vom 12. Oktober 2002 auf Bali fällt 

häufig der Ausdruck »anti-westlich». Islamistische Gruppierungen würden 

aus anti-westlichen Ressentiments heraus Anschläge auf Symbole und 

Menschen verüben, die in ihren Augen »den Westen<< verkörpern.

D
er Westen als Kategorie für 

eine Abgrenzung ist aller­

dings keineswegs ein neues 

Phänomen. Die Vokabel wurde lange 

vor den Anschlägen der letzten Jahre 

benutzt, um das Eigene von dem 
Fremden abzugrenzen, mit dem alle 
Übel dieser Welt assoziiert wurden: 

Dekadenz, moralischer Zerfall, politi­

sche und wirtschaftliche Dominanz 

sowie daraus genährtes Macht- und 

Eroberungsstreben (natürlich nicht 

die vorzüglichen, hochpräzisen Waf­

fen, die aus dem Westen kommen!). 

Im Zuge der kritischen Betrachtung 

von Modernisierung und Globalisie­

rung und ganz besonders im Zuge 

der Debatte über »asiatische Werte« 

wurde der Westen zu einer Kategorie, 

die selten konkret definiert, wohl aber 

häufig und gerne zur Untermauerung 

subjektiver Argumente und Prinzipien 

herangezogen wurde.

Nicht vergessen werden 

sollte dabei auch, dass sich in den 

Ländern Südostasiens sowohl die 

Regierungen als auch die jeweiligen 

Oppositionskräfte der Kategorie des 

Westens bedienten, um ihre Forde­

rungen und Vorstellungen zu be­

gründen. Während die einen genau 

die Attribute des Westens dämoni- 

sierten, die politisch nicht erwünscht 

waren (freie, offene Diskussion; Arti­

kulation von Dissens und Kritik an der 

Regierungspolitik usw., denn dies 

galt als unzuträglich zur nationalen 

Harmonie), stand für andere eine kri­

tische, aber gleichwohl faire Ausein­

andersetzung mit westlichen Werten

auf dem Programm (zum Beispiel in 

der Frage der Menschenrechte oder 

der Demokratie).
In islamistischen Kreisen 

wurde und wird »westlich« oft gleich­

gesetzt mit »ungläubig« und »unisla­

misch«. Welche Länder und Regio­

nen auch immer unter den Begriff des 

Westens subsumiert werden, es 

bleibt eine Vokabel, die aus den in­

ternationalen Beziehungen genauso 

wenig wegzudenken ist wie die 

Dichotomie des globalen Nordens 

und Südens. Vor diesem Hintergrund 

sollte auch die Diskussion über an­

gebliche — und bisweilen auch si­

cherlich existierende — anti-westliche 

Ressentiments als Auswirkung des 

globalen Kriegs gegen den Terroris­

mus betrachtet werden.

Wem nützen die 
Ressentiments?

Wem nützen solche Res­

sentiments? — Diese Frage klärt 

sich ein wenig, wenn wir den jünge­

ren historischen Kontext betrachten, 

innerhalb dessen sich die regionale 

politische Entwicklung vollzog. Ein 

wichtiger Marker dieses Kontextes 

ist die sogenannte Asienkrise, die 

eine signifikante Zäsur in der neue­

ren Geschichte Südostasiens dar­

stellt. Die regionale Wirtschafts- und 

Finanzkrise entfachte einen lebhaf­

ten politischen Diskurs, der bei den 

Themen Korruption und crony capi- 
talism ansetzte, aber schnell darüber

hinaus ging und zur Diskussion al­

ternativer Politik- und Regierungs­

modelle führte. Progressive Refor­
men und Demokratisierung fordern­

de Stimmen in Südostasien fanden 

in der Bevölkerung einen großen Wi­

derhall. Die Auseinandersetzung 

über Demokratisierungsmaßnahmen 

stand dabei mit an oberster Stelle 

der Themenliste. Vor allem die au­

toritären Regierungen in der Region 

sahen sich vielfach unter Zugzwang 

gesetzt, nicht nur auf die Kritik an 

der fehlerhaften politischen Steue­

rung, sondern auch auf die Vor­

schläge für einen alternativen politi­

schen Führungsstil zu reagieren. 

Neuorientierungen der herrschenden 

Elite wurden insbesondere in Indo­

nesien nach dem Sturz Suhartos, in 

anderer Ausprägung jedoch auch in 

Malaysia, den Philippinen, Thailand 

oder Singapur notwendig. Dieser 

Prozess war noch lange nicht abge­

schlossen, als die Anschläge des 

11. September eine weitere Zäsur 

herbeiführten, die zwar zunächst 

keine unmittelbaren, bald aber sehr 

deutlich spürbare Folgen für die Ge­

sellschaften in der Region hatte.

Nehmen wir den Beispielfall 

Malaysia: Während die Reformbe­

wegung im Zuge der Asienkrise ih­

ren Druck auf die Regierung vor al­

lem dadurch aufzubauen vermocht 

hatte, dass in ihr die islamische mit
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der nicht-islamischen Opposition 

kooperierte und zuvor häufig als 
»westlich beeinflusst« geltende 

NichtRregierungsorganisationen 

(NGOs) nun Bündnispartner in den 
politischen Oppositionsparteien fan­

den, stellte »9-11« die Weichen neu. 

Die Trennlinie sollte fortan zwischen 

»islam(ist)isch versus säkular« ver­

laufen. Die Mahathir-Regierung er­

kannte die Lage — oder sollten wir 

sagen: die Gunst der Stunde? — im 

Nu und beeilte sich, ihr Image der 

Vertreterin eines moderaten Islam 

und einer Garantin der

und Aktivisten wie Charles Santiago 

beklagen, dass zusätzlich zur ethni­
schen Fragmentierung nun eine 

gravierende religiöse Polarisierung 

Platz greift — und das, nachdem im 
Nachgang zur Asienkrise eigentlich 

berechtigte Ploffnungen auf eine 

kraftvolle Reformbewegung mit einer 

dezidiert integrativen Ausstrahlung 

entstanden waren.

Es handelt sich 
um reale Politik

Die am Beispiel Malaysias 

geschilderte Entwicklung ist sympto­
matisch für die Gesellschaften in der 

Region. Kaum eine Regierung hat 

darauf verzichtet, aus der Islam- und 

Terrorphobie politisches Kapital zu 

schlagen, soeben errungene oder 

zumindest im Keimen begriffene 

Freiheiten abzuschnüren und unter 

der Maßgabe, für die innere Sicher­
heit und das nationale Wohl zu sor­

gen, neue bzw. neue alte gesell­

schaftliche Spannungsfelder auszu­

graben. Diese Spannungsfelder wer­

den in der internationalen Wahrneh­

mung mehr oder minder ausgeblen­

det.

»Terrorismus« wird pauscha­
lisiert und in der Diskussion über 

»Islam« wird allenfalls nach »moderat« 

und »militant« differenziert, nicht aber 
davon Abstand genommen, Islam 

stets und unaufhörlich auf ein religiö­

ses Phänomen zu reduzieren. Terror 

erhält dadurch fast zwangsläufig ein 

religiöses Gesicht und nicht mehr ei­

nes, das in politische Richtungstypen 

— rechts; links; konservativ; reaktio­

när etc. — eingeordnet würde. Religi­
on ist offensichtlich apolitisch.

Dass es sich bei der großen 

Mehrheit von »terroristischen Aktio­

nen mit islamischem Hintergrund« um 

reale Politik handelt, die sich mit reli­

giösen Floskeln präsentiert, aber 

letztlich auch nichts anderes als eine 

politische Ideologie darstellt, wird 

vielfach ausgeblendet. Bedauerlich 

ist überdies, dass dadurch auch der 

jeweilige lokale Kontext, in welchem 

sich extremistischer Protest und Ter­

ror entladen, ausgeblendet wird. Die 

Analyse der konkreten, sehr lokal­

spezifisch inspirierten Beweggründe 

für terroristische Aktionen wird zu­

gunsten einer pauschalen Etikettie­

rung der Akteure als »Teil des Al- 

Qaida-Netzwerkes« unterlassen. 

Wundert dies? Nein, es wundert 
kaum, denn es ist schließlich einfa­

cher, mit der Rückendeckung der 

globalen »Anti-Terrror-Front« gegen 

Störenfriede im eigenen Staat vorzu­

gehen, als sich den nationalen und 
lokalen Ursachen zu widmen, die den 

extremistischen Ausschlag von politi­

schem Kampf gefördert haben 

könnten.
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Die Reformbewegung 
und das
Bedrohungsszenario

Das Resultat war nahe­

zu programmiert: Die Knospen 

der Kooperation innerhalb der 
Reformbewegung wurden vom 

Bedrohungsszenario der »is- 

lam(ist)ischen Gefahr« hinweg 
gefegt. Pünktlich zu seinem 76. 

Geburtstag im Dezember 2001 

schwamm Premierminister Ma- 

hathir auf einer neuen Welle der 

Genugtuung darüber, dass er sich 

vor allem gegenüber der nicht­

muslimischen Bevölkerung als rigo­

roser Kämpfer gegen internationa­

len Terror und islamischen Funda­

mentalismus beweisen konnte. Dass 

in der regierungskritischen Reform­

bewegung gleichzeitig auch neue 

Fronten aufbrachen, kam der Admi­

nistration dabei nicht ungelegen. Die 
Leidtragenden waren diejenigen, die 

sich für einen politisch unverein- 

nahmten Islam mit einer säkularen 

Ausrichtung, für eine Orientierung an 

universellen Werten und für mehr 

demokratische Rechte aussprachen, 

das heißt Gruppen wie die Sistersin 
Islam, die Menschenrechtsaktivisten 

von Suaram oder die Frauenbewe­

gung, die mit einer V\/omen<s Agenda 
for Change doch gerade erst ein lo­

bendes Beispiel dafür abgegeben 
hatte, wie Gleichberechtigungsinter­

essen über ethnische und religiöse 

Grenzen hinweg gemeinsam artiku­

liert werden können. Intellektuelle 

wie Farish Noor sprechen daher 

heute davon, dass die reformorien­

tierte NGO-Bewegung praktisch 

wieder am Beginn ihrer Arbeit steht,
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